
 

  

S 15 SB 867/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 18
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren faires Verfahren

Fürsorgepflicht
widersprüchliches Verhalten des Gerichts
persönliches Erscheinen
Missbrauchskosten
Fehlen von Entscheidungsgründen

Leitsätze 1. Ein Sozialgericht verhält sich
widersprüchlich und verstößt damit gegen
das Prozessgrundrecht auf ein faires
Verfahren, wenn es unter Verzicht auf die
von ihm angeordnete Beweisaufnahme
im Wege eines verkürzten Urteils unter
Verweisung auf die angefochtenen
Verwaltungsbescheide entscheidet.
2. Die Aufhebung der Anordnung des
persönlichen Erscheines verstößt gegen
die gerichtliche Fürsorgepflicht, wenn die
Anordnung ergangen ist, um den Kläger
in der mündlichen Verhandlung auf die
Folgen mangelnder Mitwirkung
hinzuweisen.

Normenkette SGG § 103 Satz 1 1. HS
SGG § 136 Abs 1 Nr 1
SGG § 136 Abs 3
SGG § 159
SGG § 192 Abs 1
SGG § 202
GG Art 20 Abs 3
ZPO § 547 Nr 6

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 SB 867/01
Datum 12.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 145/04
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Datum 15.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
12.10.2004 aufgehoben. Die Streitsache wird zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Sozialgericht NÃ¼rnberg zurÃ¼ckverwiesen.
II. Die Kostenentscheidung bleibt der Entscheidung des Sozialgerichts vorbehalten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob dem KlÃ¤ger die Merkzeichen G und aG zustehen.

Der 1928 geborene KlÃ¤ger, bei dem zuletzt ein Grad der Behinderung (GdB) von
80 sowie das Merkzeichen RF anerkannt waren (Bescheide vom 29.12.1980 und
20.03.1984), beantragte am 08.03.2000 die Zuerkennung des Merkzeichens aG und
mit Schreiben vom 30.08.2000 auch die Merkzeichen B und H. Nach Einholung einer
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme nach Aktenlage der VersorgungsÃ¤rztin S.
von 24.07.2000 erhÃ¶hte der Beklagte mit Bescheid vom 02.08.2000 den GdB auf
100 und erkannte das Merkzeichen G zu. Die GewÃ¤hrung der Merkzeichen aG, B,
H, Bl und 1. Klasse lehnte er ab. Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger
Widerspruch wegen NichtgewÃ¤hrung des Merkzeichens aG ein. Der Beklagte lieÃ�
den KlÃ¤ger durch den Internisten und Sozialmediziner Dr.G. untersuchen
(Gutachten vom 06.02.2001) und wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid
vom 12.09.2001 zurÃ¼ck. In den GrÃ¼nden des Widerspruchsbescheides lehnte
der Beklagte auch die GewÃ¤hrung der Merkzeichen G, aG, B und H ab. Mit
RÃ¼cknahmebescheid vom 26.07.2001 hatte der Beklagte das Merkzeichen G nach
AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers und Einholung einer Stellungnahme der
VersorgungsÃ¤rztin Dr.N. vom 22.06.2001 bereits entzogen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger zunÃ¤chst die Zuerkennung
des Merkzeichens aG begehrt. Nach Beiziehung von Befundberichten der
behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers hat das Sozialgericht mit Beweisanordnungen
vom 30.07.2002 und 06.11.2003 den Arzt fÃ¼r Ã¶ffentliches Gesundheitswesen
Dr.H. zum gerichtsÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt und mit der Erstattung
eines Gutachtens nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers beauftragt.
AblehnungsantrÃ¤ge gegen den Vorsitzenden der 15. Kammer des Sozialgerichts
NÃ¼rnberg, Richter am Sozialgericht K. , waren erfolglos (BeschlÃ¼sse des Bayer.
Landessozialgerichts (BayLSG) vom 18.11.2002 und 21.01.2003 sowie 07.06.2004
und 19.07.2004). Ebenfalls ohne Erfolg war die Ablehnung des SachverstÃ¤ndigen
Dr.H. (BeschlÃ¼sse des BayLSG vom 01.07.2003 und des BSG vom 18.08.2003).
Der KlÃ¤ger hat Dr.H. weiterhin fÃ¼r einen unqualifizierten Arzt gehalten und eine
Begutachtung durch ihn abgelehnt (Schreiben vom 18.11.2003). Das Sozialgericht
hat Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung auf den 12.10.2004 bestimmt und das
persÃ¶nliche Erscheinen des KlÃ¤gers angeordnet. Der KlÃ¤ger hat mit Schreiben
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vom 30.09.2004 mitgeteilt, dass er in der mÃ¼ndlichen Verhandlung den Antrag
auf Zuerkennung der Merkzeichen aG, B und Bl stellen werde. Der KlÃ¤ger ist zum
Termin unentschuldigt nicht erschienen. Daraufhin hat das Sozialgericht die
Anordnung des persÃ¶nlichen Erscheinens aufgehoben und zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt, die Anordnung des persÃ¶nlichen Erscheinens sei nur erfolgt, um den
KlÃ¤ger nochmals auf seine Mitwirkungspflicht hinzuweisen sowie auf die
Konsequenzen bei einer Verletzung seiner Mitwirkungspflicht. AnschlieÃ�end hat es
die Klage mit Urteil vom 12.10.2004 abgewiesen (Ziffer I des Tenors) und den
KlÃ¤ger zur Zahlung von 150,00 EUR Gerichtskosten an die Staatskasse verurteilt
(Ziffer III des Tenors). In den EntscheidungsgrÃ¼nden hat es auf die Bescheide des
Beklagten Bezug genommen und ausgefÃ¼hrt, die versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahmen legten in Ã¼berzeugender und nachvollziehbarer Weise dar, dass
die Merkzeichen G und aG dem KlÃ¤ger nicht zustÃ¼nden. Eine weitere
SachaufklÃ¤rung sei daher nicht geboten und aufgrund der Verletzung der
Mitwirkungspflichten des KlÃ¤gers auch nicht mÃ¶glich. Die Auferlegung von
Gerichtskosten hat das Sozialgericht nicht begrÃ¼ndet, sondern lediglich
ausgefÃ¼hrt, die Kostenentscheidung beruhe auf Â§ 192 Abs 1 Satz 1 Nr 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm Â§Â§ 192 Abs 1 Satz 3, 184 Abs 2 SGG.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und u.a. (weiterhin) den
Richter am Sozialgericht K. fÃ¼r den nicht gesetzlichen Richter gehalten. Es fehle
auch eine gesetzliche Grundlage, eine GebÃ¼hr dafÃ¼r zu erheben, wenn man
wÃ¤hrend des Ablehnungsverfahrens vom Termin fern bleibe. Der KlÃ¤ger hat
Ã¤rztliche Unterlagen vorgelegt, wonach er wegen eines Resttumors in einer
Lymphe nunmehr eine Chemotherapie machen mÃ¼sse. Dies fÃ¼hre zu einer
SchwÃ¤che in den Beinen, Ã�belkeit und Durchfall. Eine BewegungsmÃ¶glichkeit
auÃ�erhalb des Hauses sei nicht mehr mÃ¶glich. Der Beklagte hat zur Feststellung
des akutellen Gesundheitszustandes eine kÃ¶rperliche Untersuchung des KlÃ¤gers
fÃ¼r notwendig gehalten. Der Berichterstatter hat die Beteiligten darauf
hingewiesen, dass der Senat beabsichtige, das Urteil des Sozialgerichts wegen
VerfahrensmÃ¤ngel aufzuheben und an das Sozialgericht NÃ¼rnberg
zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Beteiligten haben sich daraufhin mit einer Entscheidung im schriftlichen
Verfahren und durch den Berichterstatter einverstanden erklÃ¤rt.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die Schwerbehindertenakte des Beklagten
und die Gerichtsakten der ersten und zweiten Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Entscheidung ergeht im EinverstÃ¤ndnis mit den Beteiligten im schriftlichen
Verfahren (Â§ 124 Abs 2 SGG). Dass die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung durch den Berichterstatter erklÃ¤rt haben, hindert eine Entscheidung
durch den gesamten Senat nicht (Meyer-Ladewig, SGG Kommentar, 7. Auflage, Â§
155 RdNr 13).

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und iS der Aufhebung des Urteils des
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Sozialgerichts und der ZurÃ¼ckverweisung begrÃ¼ndet (Â§ 159 Abs 1 Nr 2 SGG).

Nach Â§ 159 Abs 1 Nr 2 SGG kann das Landessozialgericht auf die Berufung eines
Beteiligten hin die angefochtene Entscheidung aufheben und die Sache an das
Sozialgericht zurÃ¼ckverweisen, wenn das Verfahren an einem wesentlichen
Mangel leidet. Das sozialgerichtliche Urteil leidet an mehreren wesentlichen
VerfahrensmÃ¤ngeln. So hat das Sozialgericht seine Pflicht zur Amtsermittlung
verletzt, den Anspruch des KlÃ¤gers auf ein faires Verfahren nicht beachtet sowie
gegen die gerichtliche FÃ¼rsorgepflicht verstoÃ�en. Es hat des Weiteren kein
rechtliches GehÃ¶r gewÃ¤hrt und sein Urteil nicht ausreichend begrÃ¼ndet.

Nach Â§ 103 Satz 1 1. Halbsatz SGG hat das Gericht den Sachverhalt von Amts
wegen zu erforschen. Es mÃ¼ssen alle entscheidungserheblichen Tatsachen
ermittelt werden (Meyer-Ladewig aaO Â§ 103 RdNr 4 a). Dies hat das Sozialgericht
verfahrensfehlerhaft unterlassen. Zwar hat es der KlÃ¤ger abgelehnt, sich von dem
SachverstÃ¤ndigen Dr.H. untersuchen zu lassen. Das Sozialgericht hÃ¤tte sich
jedoch gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen mÃ¼ssen, den KlÃ¤ger von Dr.H. nach Aktenlage
begutachten zu lassen. Der gerichtsÃ¤rztliche SachverstÃ¤ndige hÃ¤tte im Rahmen
einer solchen Begutachtung die vom Sozialgericht eingeholten Befundberichte der
behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers und die versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen
der VersorgungsÃ¤rztinnen S. und Dr.N. vom 24.07.2000 und 22.06.2001 sowie das
Gutachten des Dr.G. vom 06.02.2001 zu wÃ¼rdigen gehabt. Zu einer solchen
Vorgehensweise des Sozialgerichts hÃ¤tte um so mehr Anlass bestanden, als das
Sozialgericht durch seine Beweisanordnungen vom 30.07.2002 und 06.11.2003 zu
erkennen gegeben hat, dass es eine Ã�berprÃ¼fung der Bescheide des Beklagten
aus medizinischer Sicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Das Gericht muss von allen
ErmittlungsmÃ¶glichkeiten, die vernÃ¼nftigerweise zur VerfÃ¼gung stehen,
Gebrauch machen (Meyer-Ladewig aaO Â§ 103 RdNr 8 mwN). Es darf von einer
Beweisaufnahme nur absehen, wenn es auf die ungeklÃ¤rte Tatsache nicht
ankommt oder wenn das Beweismittel vÃ¶llig ungeeignet oder unerreichbar ist.
Diese Voraussetzungen lagen hier nicht vor. Das Sozialgericht hÃ¤tte der
Wahrheitsfindung nÃ¤her kommen kÃ¶nnen, wenn es statt der vom KlÃ¤ger
vereitelten persÃ¶nlichen Untersuchung eine Begutachtung nach Aktenlage
angeordnet hÃ¤tte.

Das prozessuale Verhalten des Sozialgerichts verstÃ¶Ã�t auch in mehrfacher
Hinsicht gegen den Grundsatz der fairen ProzessfÃ¼hrung. Nach diesem aus dem
Rechtsstaatsprinzip des Art 20 Abs 3 Grundgesetz (GG) abzuleitenden "allgemeinen
Prozessgrundrecht" darf sich das Gericht nicht widersprÃ¼chlich verhalten (BVerfGE
57, 250, 275; 69, 381, 387; BSG, Beschluss vom 09.04.2003 Az: B 5 RJ 140/02 B
juris Nr KSRE050131527 und BSG SozR 3-1500 Â§ 67 Nr 21; Meyer-Ladewig, aaO,
vor Â§ 16 c RdNr 1b). Das Sozialgericht hat zunÃ¤chst eine medizinische
Beweiserhebung fÃ¼r erforderlich gehalten. Nachdem sich der KlÃ¤ger einer
persÃ¶nlichen Begutachtung entzogen hat, hat das Sozialgericht in seinem
verkÃ¼rzten Urteil gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs 3 SGG zur BegrÃ¼ndung auf den Inhalt
der angefochtenen Bescheide Bezug genommen und ausgefÃ¼hrt, dass die
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen in Ã¼berzeugender und nachvollziehbarer
Weise darlegten, dass die Merkzeichen G und aG nicht zustÃ¼nden. Eine weitere
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SachaufklÃ¤rung sei daher nicht geboten. Diese Argumentation des Sozialgerichts
ist widersprÃ¼chlich. TrÃ¤fen die AusfÃ¼hrungen zu, hÃ¤tte es der
BeweisbeschlÃ¼sse des Gerichts nicht bedurft. Das prozessuale Verhalten des
Sozialgerichts ist ferner insoweit widersprÃ¼chlich, als es zum einen das
persÃ¶nliche Erscheinen des KlÃ¤gers (Â§ 111 Abs 1 SGG) angeordnet hat, zum
anderen aber in der mÃ¼ndlichen Verhandlung diese Anordnung mit der
BegrÃ¼ndung aufgehoben hat, diese sei nur erfolgt, um den KlÃ¤ger nochmals auf
seine Mitwirkungspflicht sowie auf die Konsequenzen bei einer Verletzung seiner
Mitwirkungspflichten hinzuweisen. Wenn das Gericht die Anordnung des
persÃ¶nlichen Erscheinens aus GrÃ¼nden der FÃ¼rsorgepflicht des Gerichts (vgl
Meyer-Ladewig aaO) fÃ¼r notwendig erachtet hat, so hat es durch die Aufhebung
der Anordnung des persÃ¶nlichen Erscheinens und seiner anschlieÃ�enden
Entscheidung durch Urteil sich widersprÃ¼chlich verhalten und gegen die von ihm
selbst postulierte Pflicht zur FÃ¼rsorge verstoÃ�en.

Das Sozialgericht hat des Weiteren mit der Auferlegung von Missbrauchskosten
gegen den nicht erschienenen KlÃ¤ger den Grundsatz des rechtlichen GehÃ¶rs
verletzt. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte in der mÃ¼ndlichen Verhandlung auf die
missbrÃ¤uchliche Rechtsverfolgung und die MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung
hingewiesen werden mÃ¼ssen (Meyer-Ladewig, Â§ 192 RdNr 10).

Das Sozialgericht hat des Weiteren die Kostenentscheidung nicht begrÃ¼ndet. Ist
eine Entscheidung nicht mit GrÃ¼nden versehen, liegt ein wesentlicher
Verfahrensfehler iS eines absoluten Revisionsgrundes vor (Â§ 202 SGG iVm Â§ 547
Nr 6 Zivilprozessordnung, ZPO (Meyer-Ladewig aaO Â§ 136 RdNr 7 e). Die bloÃ�e
Angabe von Rechtsgrundlagen genÃ¼gt der Pflicht zur BegrÃ¼ndung der
Entscheidung nicht. Ein Verfahrensfehler in diesem Sinne liegt nicht nur dann vor,
wenn Ã¼berhaupt keine GrÃ¼nde gegeben werden, sondern auch dann, wenn die
BegrÃ¼ndung nicht erkennen lÃ¤sst, welche Ã�berlegungen fÃ¼r die Entscheidung
maÃ�geblich waren (Meyer-Ladewig aaO). Das Urteil hÃ¤tte die ErwÃ¤gungen
mitteilen mÃ¼ssen, auf denen die Kostenentscheidung beruht. Die Angabe des Â§
192 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG, der Verschuldenskosten fÃ¼r den Fall der Vertagung
einer mÃ¼ndlichen Verhandlung vorsieht, ist zudem schon deshalb nicht
nachvollziehbar, da das Sozialgericht durch Urteil entschieden hat.

Wegen der aufgezeigten zahlreichen wesentlichen VerfahrensmÃ¤ngel, auf denen
die Entscheidung des Sozialgerichts beruht, ist das Urteil des Sozialgerichts
aufzuheben und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
zurÃ¼ckzuverweisen. Die VerfahrensmÃ¤ngel stellen sich als VerstÃ¶Ã�e gegen
das Gerichtsverfahren regelnde Vorschriften dar. Sie sind auch wesentlich, da das
Urteil auf der Verletzung dieser Verfahrensvorschriften beruhen kann. Es ist
nÃ¤mlich nicht auszuschlieÃ�en, dass das Sozialgericht bei Vermeidung der
Verfahrensfehler anders entschieden hÃ¤tte. Soweit im Urteil des Sozialgerichts
EntscheidungsgrÃ¼nde fehlen, beruht es auf diesem Verfahrensmangel (Meyer-
Ladewig Â§ 159 RdNr 3 a).

Es liegt im Ermessen des Senats, ob er in der Sache selbst entscheidet oder
zurÃ¼ckverweisen will. Die ZurÃ¼ckverweisung soll die Ausnahme sein (aaO Â§
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159 Anm 5). Eine ZurÃ¼ckverweisung allein wegen der Auferlegung von
Mutwillenskosten bzw Missbrauchskosten kÃ¤me nicht in Betracht, da die Sache
insoweit entscheidungsreif ist (vgl aaO Â§ 159 RdNr 5 a). In AbwÃ¤gung zwischen
den Interessen der Beteiligten an einer Sachentscheidung sowie dem Grundsatz der
ProzessÃ¶konomie und dem Verlust einer Instanz hÃ¤lt der Senat aber wegen der
noch notwendigen Beweisaufnahme eine ZurÃ¼ckverweisung fÃ¼r geboten.

Die Kostenentscheidung bleibt dem Sozialgericht vorbehalten.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2
SGG).

Erstellt am: 05.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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